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21bbilbung 10.

Sauftelle be§ ©eneratorS I; ©enerator faft Doüenbet.

ufer, füblidfj bet erften SDBehröffnung. Ober» unb unter«
halb ber SBehrEtone jtnb Stampen mit 15 % Stetgung
erfteKt, mit £oljroHen in etma 2,5 m Slbftänben; oer«
mittelft ©piß unb ©etljug Eönnen bte Kähne nom Ober«

jum Untermalet ober umgeEehrt beförbert merben. gfir bie

Eünfiige ©rößfdEjiffahrt ift eine ©dhleufe non 135 x12 m
oorgefehen, ebenfalls auf ©chmeijerfeite. 3tn bie Sau«
ïoften ber erften @t|Ieufe unb ber bajugehörigen Sor«
bäfen ift baS KraftroerE bis jur §älfte, böcbftenS im
Setrage non 1,5 SRiflionen granEen beitragspflichtig.

®aS KraftmerE fRgburg'Schmörftabt 9l.<@. ift auf
Serlangen ber beibfeitigen ^Regierungen — menn bte

SRÜdtficht auf bte Schiffahrt eS erforbert — oerpflidjtet,
baS KraftmerE Steu-SRhehifelben auszubauen, fo meit bieS

mirtfchafitidh möglich unb eine genügenbe Serjtnfung beS

anjulegenben Kapitals ju ermatten ift. |)etrfdjt hierüber
SReinungSoerfdhtebenheit, fo entfdjeibet ein ©chtebSgericht.
®er SfaSbau biefeS SBerEeS ift, ba bie ermähnten Sor«
auSfeßungen Eaum je gegeben fein merben, ntdjt mahr»
fcheinlid).

®amit bte ©tauftufe ©ädfIngen burch ben Slufftau
beim KraftmerE 5Rpburg>©dhmörftabt nicht benachteiligt
merbe, muß biefeS auf Serlangen ber Sehöcbe bem
fpätern KraftmerE ©äcEtngen ben ©nergleauSfafl, ber
burch ben höheren ©tau entftehen füllte, burch Steferung
»on Strom ober gegen ©ntfdhäbigung auf anbete SBeife
erfeßen.

Stach alblauf ber Serletljung (Konjeffton) ift ber
Kanton largau jufammen mit bem Sanbe Saben be=

fugt, bte bem Unternehmen gehörenben ©runbftücEe
nebfi ßugehör unb bie auf öffentlichem Soben errichteten
Slnlagen, bte jum Setrieb beS SBafferEraftmerEeS btenen,
Iaften= unb Eoftenfret an fleh ju jiehen. gär bie jut @r«

jeugung unb gortleitung ber eleEtrifdfjen Energie btenen«
ben Stechte unb Slnlagen, fomte btejenigen ©runbftfidfe,
auf benen SermaltungSgebäube ober ®tenftmohnungen
flehen, roitb etne angemeffene, bem bannjumaltgen ©ach«
roert entfpredfjenbe unb im Streitfall burch ©achoer«
ftänbige feftjufehenbe ©ntfdhäbigung bejahlt.

SHuf Serlangen beS KraftmerEeS finb bte Staaten oer«
pflichtet, auch bte übrigen ©runbftüdfe, Stechte unb Slnlagen
gegen bie oorgefehene ©ntfdhäbigung ju übernehmen.

®er Kanton Slargau unb baS Sanb Saben Eönnen
baS ganje KraftroerE auf je fünfjährige Soranjeige hin
nach Setfluß oon 40, 50 unb 60 SetrtebSjaljren laften»
frei ju ©igentum erroerben. ®er tn ©olb ju berechnenbe
StfidtEaufSprelS ift gleich bem arithmetifdfjen SJtittel aus
bem ©rfteüungSroert unb bem ©efchäftSmert, gut Se-
recljtiung beS ©rfteßungS» unb ©efchäftSmerteS ßnb im
einjelnen angemeffene unb auch fonft übliche Seftim*

mungen getroffen; im ©treitfafle ift bie Summe burch

©adhoerftänbige feftjufetsen.
Set etner QahreSabgabe oon 600 SDtiflionen kWh

unb 60 SOtiflionen granEen SauEoften mürben fleh bie

©trompreisEoften theoretifch auf etmaS mehr als 1 SRp./

kWh fteflen. ®a aber Eaum bie ganje etjeugbare SJlenge

oollftänbig abgefegt merben Eann, fo bürften bie ©e=

ftehungSEoften ab SBetE in ber £>öhe oon etma 1,5 SRp./

kWh Hegen. ®te fchmanEenben Seiftungen, inSbefonbere
ber be'oeutenbe Infafl oon Stacht« unb ©onntagStraft,
laffen ben gufammenfdhluß mit ®ampflraftroerEen ober

mit bem oon ber babifdjen Stegterung geplanten ©chludj«

feemerE als münfchenSroert erfc|etnen. ®amit Eönnte für

beibe ®elle ein üluSgleich gefdhaffen merben. ©in Seil

ber Kräfte beS SBerEeS Stpburg=©dhmörftabt foH oorau8>

fichtlich. für ben eleEtrifdhen Setrieb babifdfjer ©trecten

ber SteidhSbahn Sermenbung finben.

UoHt$»irt«bafi.
®«S SunbeSgefeg fiber bie berufliche SIuSbilDw

3lm 30. ©eptember ift bte SleferenbumSfrift für beS

SunbeSgefeh über bie berufliche luSbilbung, baS in ber

legten Qunifeffion oon ben eibgenöffifchen Stäten geneh'

migt morben ift, unbenüfct abgelaufen. ®amit ift M
©efet} juftanbe geEommen. Seoor ber SunbeSrat ben

Seginn fetner SBirEfamEeit feftfefct, roiH er bte Serteilung

ber Aufgaben unb Sefugniffe jmifdhen Sunb unb Rott'

tonen abElären. ®enn bas ©efefc fteHt tn ftartem SJtofi*

auf baS ßufammenmirEen oon Sunb, Kantonen unb 8«'

rufSoetbänben ab. Sor allem hobelt eS fleh barum«

fleh fchlüffig ju machen, roaS tn ber SolljugSoerorbtiuns
beS SunbeSrateS Aufnahme flnben unb mte eS georbnet

merben foil. Sticht alle bem Sunb übertragenen w
gaben unb Sefugniffe bebürfen einer abfchließenbeti Rf

gelung tn ber SoüjugSoerorbnung. Siele fragen »et«

ben erft fpäter auf Sorfdfjlag ber Kantone ober bet

SetufSoerbänbe jur ©ntfdfjetbung gelangen. Ilm m®

bie Sluffaffungen ber KantonSregterungen unb bet: w'
rufSoerbänbe ju oernehmen, richtet baS eibgenöpv
SolESmirtfchaftSbepartement an btefe ein KretSf^retben,

roorln eS fle um ihre Sluffaffung anfragt. @3

unter anberm auch barauf hl"» baß gragen oon o«'

mtegenb tedhnifcher Statur eine längere Sorbereltung «'

3t» Jllustr. schwetz. Haudw.-Zeitung („Meisterblatt") Nr. A

Abbildung I»,
Baustelle des Generators l; Generator fast vollendet.

ufer- südlich der ersten Wehröffnung. Ober- und unter-
halb der Wehrkrone sind Rampen mit 15°/o Steigung
erstellt, mit Holzrollen in etwa 2.5 m Abständen; ver-
mittelst Spill und Seilzug können die Kähne vom Ober-
zum Unterwasser oder umgekehrt befördert werden. Für die

künftige Großschiffahrt ist eine Schleuse von 135 x12 m
vorgesehen, ebenfalls auf Schweizerseite. An die Bau-
kosten der ersten Schleuse und der dazugehörigen Vor-
Häfen ist das Kraftwerk bis zur Hälfte, höchstens im
Betrage von 1,5 Millionen Franken beitragspflichtig.

Das Kraftwerk Ryburg-Schwörstadt A.-G. ist auf
Verlangen der beidseitigen Regierungen — wenn die

Rückficht auf die Schiffahrt es erfordert — verpflichtet,
das Kraftwerk Neu-Rheinfelden auszubauen, so weit dies
wirtschaftlich möglich und eine genügende Verzinsung des
anzulegenden Kapitals zu erwarten ist. Herrscht hierüber
Meinungsverschiedenheit, so entscheidet ein Schiedsgericht.
Der Ausbau dieses Werkes ist, da die erwähnten Vor-
aussetzungen kaum je gegeben sein werden, nicht wahr-
scheinlich.

Damit die Staustufe Säcktngen durch den Aufstau
beim Kraftwerk Ryburg-Schwörstadt nicht benachteiligt
werde, muß dieses auf Verlangen der Behörde dem
spätern Kraftwerk Säcktngen den Energieausfall, der
durch den höheren Stau entstehen sollte, durch Lieferung
von Strom oder gegen Entschädigung auf andere Weise
ersetzen.

Nach Ablauf der Verleihung (Konzession) ist der
Kanton Aargau zusammen mit dem Lande Baden be-

fugt, die dem Unternehmen gehörenden Grundstücke
nebst Zugehör und die auf öffentlichem Boden errichteten
Anlagen, die zum Betrieb des Wasserkraftwerkes dienen,
lasten- und kostenfrei an sich zu ziehen. Für die zur Er-
zeugung und Fortleitung der elektrischen Energie dienen-
den Rechte und Anlagen, sowie diejenigen Grundstücke,
auf denen Verwaltungsgebäude oder Dienstwohnungen
stehen, wird eine angemessene, dem dannzumaltgen Sach-
wert entsprechende und im Streitfall durch Sachver-
ständige festzusetzende Entschädigung bezahlt.

Auf Verlangen des Kraftwerkes find die Staaten ver-
pflichtet, auch die übrigen Grundstücke, Rechte und Anlagen
gegen die vorgesehene Entschädigung zu übernehmen.

Der Kanton Aargau und das Land Baden können
das ganze Kraftwerk auf je fünfjährige Voranzeige hin
nach Verfluß von 40, 50 und 60 Betriebsjahren lasten-
frei zu Eigentum erwerben. Der in Gold zu berechnende
Rückkaufspreis ist gleich dem arithmetischen Mittel aus
dem Erstellungswert und dem Geschäftswert. Zur Be-
rechnung des Erfiellungs- und Geschäftswertes find im
einzelnen angemessene und auch sonst übliche Befiim-

mungen getroffen; im Streitfalle ist die Summe durch

Sachverständige festzusetzen.
Bei einer Jahresabgabe von 600 Millionen KM

und 60 Millionen Franken Baukosten würden sich die

Strompreiskosten theoretisch auf etwas mehr als 1 Rp./
K VVti stellen. Da aber kaum die ganze erzeugbare Menge

vollständig abgesetzt werden kann, so dürften die Ge-

stehungskosten ab Werk in der Höhe von etwa 1,5 Rp./

kà liegen. Die schwankenden Leistungen, insbesondere
der bedeutende Anfall von Nacht- und Sonntagskraft,
lassen den Zusammenschluß mit Dampfkraftwerken oder

mit dem von der badischen Regierung geplanten Schlich
seewerk als wünschenswert erscheinen. Damit könnte D
beide Teile ein Ausgleich geschaffen werden. Ein Teil

der Kräfte des Werkes Ryburg-Schwörstadt soll voraus-

fichtlich für den elektrischen Betrieb badischer Streckn
der Reichsbahn Verwendung finden.

volluwirttckä
Das Bundesgesetz über die berufliche Ausbildung

Am 30. September ist die Referendumsfrist für das

Bundesgesetz über die berufliche Ausbildung, das in der

letzten Junisession von den eidgenössischen Räten geneh-

migt worden ist, unbenützt abgelaufen. Damit ist das

Gesetz zustande gekommen. Bevor der Bundesrat den

Beginn seiner Wirksamkeit festsetzt, will er die Verteilung

der Aufgaben und Befugnisse zwischen Bund und Kan-

tonen abklären. Denn das Gesetz stellt in starkem Maße

auf das Zusammenwirken von Bund, Kantonen und Be-

rufsverbänden ab. Vor allem handelt es sich darum,

sich schlüssig zu machen, was in der Vollzugsverordnung
des Bundesrates Aufnahme finden und wie es geordnet

werden soll. Nicht alle dem Bund übertragenen Auf-

gaben und Befugnisse bedürfen einer abschließenden Re-

gelung in der Vollzugsverordnung. Viele Fragen wer-

den erst später auf Vorschlag der Kantone oder der

Berufsoerbände zur Entscheidung gelangen. Um mw

die Auffassungen der Kantonsregterungen und der Be-

rufsverbände zu vernehmen, richtet das eidgenössisch'

Volkswirtschaftsdepartement an diese ein Kreisschreibe»,

worin es sie um ihre Auffassung anfragt. Es weis>

unter anderm auch darauf hin, daß Fragen von vor-

wiegend technischer Natur eine längere Vorbereitung oe>
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unb bettet nicht in bet VotlzugSoerorbnung, fon»
JrtB fpäter in ©onberetlaffen geregelt werben follen.

afiänberung Der ©ubntifflonSnerorbnung Der ©tabt
girtd). ®etn ©roßen ©tabtrate »on 3örtc^ beantragt
ber Stabtrat bie Aoänbetung ber ©ubmiffionSnerorbnung
mit folgenben Veftimmungen : @S finb foldje bewerbet
,u beoorjugen, bie unterfäjriftltch auf einen ©efamtar«
kitSoertrag jtnift^en bebeutenberen Arbeitgeber» unb Ar»
kitnehmerorganifationen oerpflichtet finb. bei gleicher
SetfïungSfâ^iôîctt flnb »orzugSwelfe etnhetmifche unb fold^e
Arbeiter unb AngefteHte zu batten, bie im ©ebtet ber
gtabt 3ôïi<b ober beren nächfter Umgebung wolpen.
Heimarbeit barf nur im @ln»etnehmen mit ber oergeben«
ben Stelle nadj} auswärts nergeben werben. bei Sir»
beiten ober Steferungen non über 5000 gr. bat ber
flbetnebmer für bie ©rfüHung feiner »erträglichen 93er«

pflichiungen 9teat= ober flîerfonalficherheit ju leiten, unb
jwar in ber Siegel bei ber Abrechnung, wo befonbere
SBerböltniffe eS rechtfertigen, fdjon beim VerttagSabßhluß.
Sie SicherhettSletflung beträgt 10 % ber AbteCfjnungS»
ober übernahntSfumme. 3Jlit Unternehmern unb Stefe»
tauten, mit benen bie ©tabt in ftänbigem ©efchäftSoer«
lebt ftebt, ïann an ©telle ber non gall p gaü zu let»
Penben Rautionen eine ®auerïaution »eretnbart werben.
Set Stabtrat erïlârt baju, wenn auch Solplämpfe unb
ähnliche AuSetnanberfefcungen nicht enbgültig »erbätet
toerben tonnten, fo fet eS boCfj wertnotl, ben Drganifa»
tionen ber Arbeitgeber unb ber Arbeitnehmer nahezulegen,
bie ärbeitsbeblngungen mögltchfl tlar unb einbeutig »er»
Itaglich feftjufeijen, unb fo wentqfienS für eine gewiffe
3a|l oon ©treitfällen eine tampfïofe ©rlebigung »orju«
bereiten. ®aS öffentliche ©emetnwefen habe allen ©runb,
fafSoerbänbe unb bie »on ihnen abgesoffenen Ver»
Itäge anjuetfennen unb bamit wteberum ihre bebeutung

erhöben. 9Benn bie ©tabt ihre wirtfchaftlicbe Stacht
fc ©rteilerln regelmäßiger unb bebeutenber Arbeitsauf«
«5ge jugunften ber ©efamtarbeitSoerträge anwenbe, fo
itfe ba§ immerhin nid^t in einer äBeife gefcheben, bte
i|t unter Umftänben felbft zum Stachteil gereichen tönnte.
Sie Sebörben müßten fleh bie SUiögltc^feit offen halten,
ïrbeiten ober Steferungen bann an nicht auf ©efamt«
arbeitSoerträge oerpflidjtete Unternehmer ober Sieferanten
ju »ergeben, wenn bte ©tabt beifptelSweife zufolge Ving»
bilbung überlebten fßrelsforberungen p begegnen habe,
in SebürfnlS für bte ©efamtreoifton ber Verorbnung
Htepe nicht; bagegen fchelne eS jroedmäßig, zwei ©injel»
belteti onbetS *n regeln, ©tnmal foÜe ©eimarbeit nur

mit 3uftimmung ber »ergebenben ©teile nach auswärts
»ergeben werben bürfen. ®aburch folle bie Verwaltung
mehr als bisher eine gute Rontrollmôglicbïett btefeS etwas
beiïlen ArbeitSoerbältniffeS erhalten, ©obann fei eS

münfdjbar unb möglich, bie Veftimmungen über bie Sei«
ftung »on ©icherbetten für bie ©rfüllung »erträglicher
Verpflichtungen zu milbern, um ben übernehmet» wie
ber Verwaltung unnüfce Umtriebe unb ben etfleten bunt«
fpefen ju erfparen. ®te ©rböbung ber ©renjfumme für
baS RautionSbegebren »on 2000 auf 5000 gr. entfpreche
ju etnem Seil ber ©elbentwertung fett bem ©rlaß ber
Verorbnung, zum anbeten Seil fet fle beSbalb möglich,
weil erfahrungsgemäß Unternehmer unb Sieferanten be»

ftrebt feien, bte ©tabt gut zu bebienen, um ßCfj auch für
bte ßulunft Steferungen unb Arbeiten für btefen guten
Abnehmer zu fächern, ©Ine befonbere Siegelung folle baS
RautionSwefen für jene Unternehmer flnben, bie faß
ununterbrochen für bie ©tabt befdjäftigt ftnb.

9tationalwirtf<baftIt<he Verantwortltchlett. $n get«
ten be§ RampfeS unb ber Slot reift in ben Vôlïetn bie
©tnfleht in bte UnerläßliChfett beS feften unb treuen 3u»
fammenhaltenS, ber gegenfettigen Verflänbigung unb beS

foltbarifdSjen ^anbelnS. ®te Abwehr einer gemetnfamen
©efaht bilbet ben beften Ritt zwtßh®« ben ©liebern
eines VolfStörperS.

®ie Solle« bafür, baß wir »or etner RrißS, beren
©röße noch 9«r nicht überbliclt werben ïann, flehen,
liegen oor aller Augen: ®te ArbeitSloßgfett befdjränlt
pch nicht auf einzelne fßrobuftionSgebtete ; in ben ©egen«
ben, in welchen bie Uhrentnbuflrte, bte Vaumroolllnbu«
ftrte, bte ©etbenlnbußrte »orherrfchen, gretft ße auf bte

übrigen ©rwerbSzweige, auf bas ©ewerbe, baS §anb«
werï, bte VerïaufSgefchâfte über. ®er bamit »erbunbene
5RüCtgang ber Rauf» unb Ronfumïraft beeinflußt bte ge=

famte fchweizerißhe SBirtfchaft.
9Bohl werben |jilfs» unb UnterflühungSmaßnahwen

zugunften ber ArbeitSlofen angeorbnet; man fucljt nach

©rfafj für fCfjlecht gehenbe ©rwerbSzweige. Auf biefe SOBetfe

ïann man wohl bie SBirïung ber ArbeitSlofigïeit unb
beS VerbtenflauSfaflS für bie birett betroffenen ab«

fchwächen; aber biefe 3Jlütel flnb nicht geeignet, baS

Übel an ber Söurzel zu faffen.
®leS ïann nur burch »erflänbniSoolleS ©in»

greifen ber bürget erreicht werben. 3eber ©tnzelne

muß fleh angeflchtS ber unfer SBirtfChaftSleben bebrohen»

ben ©efahr fetner eigenen Verantwortung gegen«
über Volt unb Sanb bewußt werben. Auf bem
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und daher nicht in der Vollzugsverordnung, son-
dèrn später in Sondererlafsen geregelt werden sollen.

Abänderung der SudmissiouSverordnung der Stadt
Mich. Dem Großen Stadtrate von Zürich beantragt
der Ltadtrat die Abänderung der Submiffionsverordnung
mit folgenden Bestimmungen: Es sind solche Bewerber

M bevorzugen, die unterschriftlich auf einen Gesamtar-
beitsvertrag zwischen bedeutenderen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerorganisationen verpflichtet sind. Bei gleicher
Leistungsfähigkeit find vorzugsweise einheimische und solche
Arbeiter und Angestellte zu halten, die im Gebiet der
Stadt Zürich oder deren nächster Umgebung wohnen.
Heimarbeit darf nur im Einvernehmen mit der vergeben-
den Stelle nach auswärts vergeben werden. Bei Ar-
beiten oder Lieferungen von über 5000 Fr. hat der
Mrnehmer für die Erfüllung seiner vertraglichen Ver-
pflichtungen Real- oder Personalsicherheit zu leisten, und
zwar in der Regel bei der Abrechnung, wo besondere
-Verhältnisse es rechtfertigen, schon beim Vertragsabschluß.
Die Sicherheitsleistung beträgt 10 «/» der Abrechnungs-
»der Übernahmssumme. Mit Unternehmern und Liefe-
ranten, mit denen die Stadt in ständigem Geschäftsver-
îehr steht, kann an Stelle der von Fall zu Fall zu lei-
stenden Kautionen eine Dauerkaution vereinbart werden.
Der Stadtrat erklärt dazu, wenn auch Lohnkämpfe und
ähnliche Auseinandersetzungen nicht endgültig verhütet
werden könnten, so sei es doch wertvoll, den Organisa-
tionen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nahezulegen,
die Arbeitsbedingungen möglichst klar und eindeutig ver-
iragltch festzusetzen, und so wenigstens für eine gewisse
Zahl von Streitfällen eine kampflose Erledigung vorzu-
bereiten, Das öffentliche Gemeinwesen habe allen Grund,
Berufsverbände und die von ihnen abgeschlossenen Ver-
lräge anzuerkennen und damit wiederum ihre Bedeutung
ì» erhöhen. Wenn die Stadt ihre wirtschaftliche Macht
>!s Erteilerin regelmäßiger und bedeutender Arbeitsauf-
tilge zugunsten der Gesamtarbeitsverträge anwende, so
dürfe das immerhin nicht in einer Weise geschehen, die
ihr unter Umständen selbst zum Nachteil gereichen könnte.
Die Behörden müßten sich die Möglichkeit offen halten,
Arbeiten oder Lieferungen dann an nicht auf Gesamt-
»rbeitsverträge verpflichtete Unternehmer oder Lieferanten
îh vergeben, wenn die Stadt beispielsweise zufolge Ring-
bildung übersetzten Preisforderungen zu begegnen habe.
An Bedürfnis für die Gesamtreoision der Verordnung
bestehe nicht; dagegen scheine es zweckmäßig, zwei Einzel-
bâen anders »n regeln. Einmal solle Heimarbeit nur

mit Zustimmung der vergebenden Stelle nach auswärts
vergeben werden dürfen. Dadurch solle die Verwaltung
mehr als bisher eine gute Kontrollmöglichkeit dieses etwas
heiklen Arbeitsverhältnisses erhalten. Sodann sei es
wünschbar und möglich, die Bestimmungen über die Lei-
stung von Sicherhetten für die Erfüllung vertraglicher
Verpflichtungen zu mildern, um den übernehmern wie
der Verwaltung unnütze Umtriebe und den ersteren Bank-
spesen zu ersparen. Die Erhöhung der Grenzsumme für
das Kautionsbegehren von 2000 auf 5000 Fr. entspreche
zu einem Teil der Geldentwertung seit dem Erlaß der
Verordnung, zum anderen Teil sei sie deshalb möglich,
weil erfahrungsgemäß Unternehmer und Lieferanten be-
strebt seien, die Stadt gut zu bedienen, um sich auch für
die Zukunft Lieferungen und Arbeiten für diesen guten
Abnehmer zu sichern. Eine besondere Regelung solle das
Kautionswesen für jene Unternehmer finden, die fast
ununterbrochen für die Stadt beschäftigt sind.

Nationalwirtschaftliche Verantwortlichkeit. In Zet-
ten des Kampfes und der Not reift in den Völkern die
Einsicht in die Unerläßlichkett des festen und treuen Zu-
sammenhaltens, der gegenseitigen Verständigung und des
solidarischen Handelns. Die Abwehr einer gemeinsamen
Gefahr bildet den besten Kitt zwischen den Gliedern
eines Volkskörpers.

Die Zeiten dafür, daß wir vor einer Krisis, deren
Größe noch gar nicht überblickt werden kann, stehen,
liegen vor aller Augen: Die Arbeitslosigkeit beschränkt
sich nicht auf einzelne Produktionsgebtete; in den Gegen-
den, in welchen die Uhrenindustrie, die Baumwollindu-
strie, die Getdenindustrte vorherrschen, greift sie aus die
übrigen Erwerbszweige, auf das Gewerbe, das Hand-
werk, die Verkaufsgeschäfte über. Der damit verbundene
Rückgang der Kauf- und Konsumkraft beeinflußt die ge-
samte schweizerische Wirtschaft.

Wohl werden Hilss- und Unterflützungsmaßnahmen
zugunsten der Arbeitslosen angeordnet; man sucht nach
Ersatz für schlecht gehende Erwerbszwetge. Auf diese Weise
kann man wohl die Wirkung der Arbeitslosigkeit und
des Verdienstausfalls für die direkt Betroffenen ab-

schwächen; aber diese Mittel sind nicht geeignet, das
Übel an der Wurzel zu fasten.

Dies kann nur durch verständnisvolles Ein-
greifen derBürger erreicht werden. Jeder Einzelne
muß sich angesichts der unser Wirtschaftsleben bedrohen-
den Gefahr seiner eigenen Verantwortung gegen-
über Volk und Land bewußt werden. Auf dem
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©ptele fielen nid^t bte ^ntereffen btefer ober jener ©ruppe,
fonbern es geht um baS ©anje, um bie ©rhal»
tung unferer BolfSmtrtfdhaft.

@8 etfd^eint notmenbig, btefe Satfacfien fdfjarf ju be>

leuchten, bamit unfer 23olf bie Umfiänbe erfennt unb
ftch barnach eingellt.

$n biefer fritifchen Soge fommt ber bteSjährigen
„ffiehwetjermoehe" eine ganj befonbere Bebeutung ju.
3fn menigen Sagen roetben in taufenben non ®df)au«
fenftern bte unter bem @<hut> beS ®chroeijerwothe<Pa»
tateS auSgegeüten ißrübufte Seouls ablegen non ber
SetgungSfähigfeit ber fdjraet&erifdjen fßrobuftion unb nic^t
weniger oon ber fotibarifc^en ©egnnung ber ©efdjjäftS«
Inhaber, meiere ber Dffentlidjfelt währenb jwet 2Bocf)en
elnheimifdhe ©rjeugniffe in guter Dualttät unb in ret<h=

faltiger 2luSwahl nor SHugen führen.
©te Berangaltung roiU allen Bolfsfretfen bie tief»

gretfenbe mirifd&aftlidjje ignteregenoergechtung tn ©rinne«

rung rufen. @te oerblent bie nolle Beachtung ber ge»

famten Beoölferung. ®le möge baju beitragen, in einem
Qfeben ba§ roirtfdhaftltche BerantwortltchfettSgefühl ju
gärfen unb ba8 SBort „@l>ret unb förbert ein«
heimifdheS Schaffen" in bie Sat umjufefcen.

©chwei}erwoehe Berbanb.

3nm ItnmeTen Der 3tath(nBuerträge.
©aS heutige, fchroetjerifche SdhulbbetretbungSgefefc

battert aus bem $ahre 1889. ©amalS mürben audj bie
Begintmungen über ben Badhlagoertrag oeretnheitltcht.
®te gelten noch beute mit unwefentltehen 3Robigfationen,
fo mte fie im Qahre 1889 aufgegellt mürben. Seither
finb ïaum mehr al8 40 3ahre oetfloffen ; aber btefe 40
^afyre haben bie SBelt mefentlidh umgeftaltet. ©amalS
fpradh man tn bewegten SBorten über ben ©dhulbner,
ber ohne jegliches Berfehulben tn Bot geraten fei unb
bem man bte SRedhtSwohltat beS BachlagoertrageS ju«
îommen laffen müffe. ©ojialeS ©mpgnben hat btefe Be=

gimmungen biïttert. jahrelang hat man aus ber gefefc»

liehen Regelung feine Stachteile gefpürt. Badhlagoerträge
waren feiten unb gewöhnlich ging es auch mit rechten
©Ingen ju. ©ann fam ber Krteg mit fetner Umwertung
aller ©Inge, mit feinem ttefgretfenben ©ingug auf baS

gefamte SBirtfchaftSleben, namentlich auch mit fetner tief«
gehenben SBitfung auf ©efcijäftSmoral unb «Sitte. $n
ber BachfrtegSjeit ift bte 3«hl ber Bachlagoerträge la»

wlnenartig angefttegen. Pöfclteh erfannten einige ®chlau»
meter, bag man oermittelg beS BachlagoertrageS auf
eine relatio bequeme 2lrt unb Sßetfe bte ©chulben ab»

fchütteln fann. SJlan fdjjlog Badfjlagüerträge ab ju 30 %
Badhlagbioibenbe, 25, 20 % unb fchlleglleh gtng man
fröhlich hinunter auf 10 unb 5 %. Boch nor einigen
Sagen ift unfereS SCBiffenS ein Badhlagoertrag juganbe
gefommen mit einer Bacfgagbioibenbe non 10 %.

3n fjanbelS» unb Qnbugrlefreifen hat man fett lan»

gern nach einet Abhilfe gegen berartige 2luSwüchfe beS

BachlagoertragSwefenS gefudht. 9Jlan hat ^oftulate für etne
©efefceSreoigon aufgegellt. ©tefe ^ßoftulate, fo wichtig fie
fetn mögen, werben wohl aber noch lange auf ihre 33er»

mitflichung warten müffen. ©aS @ibgenöffif<he Quftij«

Leder-Riemen

Balete-Rldmen
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4342

bepartement ifi jurjelt berart mit neuen ©efefegebungs,
arbeiten (©trafgefeg, Dbllgationenrecht) überhäuft, bajj

oon biefer Stelle aus wohl faum bte Önttiatioe ergriffen
werben wirb. SBir halten auch bafür, bag auf bem SBege

ber ©efefcgebung bte heutigen .gugänbe im Bathlafjoet«
fahren faum gebeffert werben fönnen. fiter fann einjig

helfen etne neue SRentalität ber ©laubiger.
3n ©eutfshlanb foHen bte ®eibeninbuftrleiten übet'

etngefommen fetn, feinem Badfgagoettrag mehr unter

50 % jujugimmen. ©tefer Sßeg, ben btefe ®eibeninbtn

ftrteüen eingefdhlagen haben, ift ftdfjerllch ber beftc. la#
fonte SRachlagoertrögen, bte eine ©ioibenbe oon toentgec

als 50 % oorfehen, grunbfätgich bie 3ugimmung oer»

wetgern. ©er ©laubiger rechnet immer tn ber SDBeife,

bag er fich fagt, lieber ein paar granfen als gar nichts,

©tefe SBentalltät hat bann bajugeführt, bag ber Sftadj-

lagfcgulbner überhaupt fetn Angebot mehr als ju nie-

brig fanb. ©er Badfjtagfchulbner fagt geh ganj einfach,

meine ©läubiger haben etne fpetbenangft oor meinem

KonfurS. Bon biefer fjetbenangg mug ich fo
möglidh progtteren unb beShalb fommen bann Angebote

oon 10 unb 15 ®/o ïtachlagbioibenbe. SBenn bte @lüti'

biger angngen, grunbfähß«h 9ia«hlagoerträge unter 50 %

ju oerwerfen, fo wäre baS StachlagoertragSwefen fidher»

ltdh tn ein paar fahren wefentlidh faniert. ©te Seh""''
net würben geh.in ganj anbetet SDBeife angrengen, um

jur fRedhtSwohltat eines ÜRachlagoertrageS ju fommen

als heule» ba baS ganje 33erfahren oft etner unmürbigen
Äomöbie gleicht, ©er iöorfdhlag ber beutfdfjen Seiben-

tnbugrteüen hat gcherlich otei für getj. 3luch bie „Schwei'

jetifdhe ÇanbelSbôrfe" hat ben SSorfchlag aufgenommen
unb ihn ihren Sefern empfohlen. SBir möchten ht" eta'

mal ben fBorfd&lag machen, feinem Stachlagoertrag meta

unter 50 % ©ioibenbe jujugimmen.

Uerband$we$en.
ScSjweijerlfiSjer Sanmetgeroerbanb. ©er 3"'"''

oorganb (©elegtertenoerfammlung) beS ®chweijerifc|en

SaumetgeroerbanbeS tagte am 6. unb 7. Dftober unter

bem 33orgfc fetneS ^?rägbenten ©r. ©agianut in Sei'

linjona. @r nahm Kenntnis oon einem eingehende#

Seridht über bie jahlretdfjen Sohnbewegungen, welche bie

©ewerffchaft btefeS 3ahr tn allen SanbeSteilen auSgelüP

hat, unb befchlog, angegdhts ber unoerföhnltchen gW'

tung ber ©ewerffchaft bte begreiften 21 r bei t gebet be?

33aSler ÇoljgewerbeS auch weiterhin mit aUeti

Kräften ju untergühen. ©er 33erbanbSleitung würbe

ber Auftrag erteilt, bte burdh baS bemnädhgige 3nfra(t'

treten beS ÜBunbeSgefetseS über bte berufliche 2tosbilbunj

notwenbig geworbenen 23orarbeiten für bte ©chaffy
eines einheitlichen ^Reglements über bie SehrIingSau®'
bilbung unb bie©inführungoon3Reigerprüf«n0®"
an bte ^>anb ju nehmen. 3«m 3u>edte ber roirtfonf
Befämpfung ber immer noch junehmenban Unfälle i®

Baugewerbe würbe ein weiterer 2luSbau ber Unfauoet'

jjütungSgeUe beS 23erbanbeS erwogen. „In bie Bethanblungen fchlog geh etn ^ladgteffcn, a«

bem nach ben BegrügungSworten beS Borg|enben i»

beS fßrägbenten ber ®eftion Segln beS Schwei}"#
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Spiele stehen nicht die Interessen dieser oder jener Gruppe,
sondern es geht um das Ganze, um die Erhal-
tung unserer Volkswirtschaft.

Es erscheint notwendig, diese Tatsachen scharf zu be-

leuchten, damit unser Volk die Umstände erkennt und
sich darnach einstellt.

In dieser kritischen Lage kommt der diesjährigen
„Schweizerwoche" eine ganz besondere Bedeutung zu.

In wenigen Tagen werden in taufenden von Schau-
fenstern die unter dem Schutz des Schweizerwoche-Pla-
kates ausgestellten Produkte Zeugnis ablegen von der
Leistungsfähigkeit der schweizerischen Produktion und nicht
weniger von der solidarischen Gesinnung der Geschäfts-
inhaber, welche der Öffentlichkeit während zwei Wochen
einheimische Erzeugnisse in guter Qualität und in reich-
haltiger Auswahl vor Augen führen.

Die Veranstaltung will allen Volkskreisen die tief-
greifende wirtschaftliche Jnterefsenverflechtung in Erinne-
rung rufen. Sie verdient die volle Beachtung der ge-
samten Bevölkerung. Sie möge dazu beitragen, in einem
Jeden das wirtschaftliche Verantwortltchkeitsgefühl zu
stärken und das Wort „Ehret und fördert ein-
heimisches Schaffen" in die Tat umzusetzen.

Schweiz erwoche-Verband.

Zum llmese« der NochlWetträge.
Das heutige, schweizerische Schuldbetreibungsgesetz

datiert aus dem Jahre 1889. Damals wurden auch die
Bestimmungen über den Nachlaßvertrag vereinheitlicht.
Sie gelten noch heute mit unwesentlichen Modifikationen,
so wie sie im Jahre 1889 aufgestellt wurden. Seither
sind kaum mehr als 40 Jahre verflossen; aber diese 40
Jahre haben die Welt wesentlich umgestaltet. Damals
sprach man in bewegten Worten über den Schuldner,
der ohne jegliches Verschulden in Not geraten sei und
dem man die Rechtswohltat des Nachlaßvertrages zu-
kommen lasten müsse. Soziales Empfinden hat diese Be-
stimmungen diktiert. Jahrelang hat man aus der gesetz-

lichen Regelung keine Nachteile gespürt. Nachlaßverträge
waren selten und gewöhnlich ging es auch mit rechten
Dingen zu. Dann kam der Krieg mit setner Umwertung
aller Dinge, mit seinem tiefgreifenden Einfluß auf das
gesamte Wirtschaftsleben, namentlich auch mit setner tief-
gehenden Wirkung auf Geschäftsmoral und Sitte. In
der Nachkriegszeit ist die Zahl der Nachlaßverträge la-
wtnenartig angestiegen. Plötzlich erkannten einige Schlau-
meier, daß man vermittelst des Nachlaßvertrages auf
eine relativ bequeme Art und Weise die Schulden ab-
schütteln kann. Man schloß Nachlaßverträge ab zu 30 "/<>

Nachlaßdioidende, 25, 20 »/« und schließlich ging man
fröhlich hinunter auf 10 und 5 "/<>. Noch vor einigen
Tagen ist unseres Wissens ein Nachlaßvertrag zustande
gekommen mit einer Nachlaßdividende von 10 «/».

In Handels- und Jndustriekreisen hat man seit lan-
gem nach einer Abhilfe gegen derartige Auswüchse des
Nachlaßvertragswesens gesucht. Man hat Postulate für eine
Gesetzesreoision aufgestellt. Diese Postulate, so wichtig sie

sein mögen, werden wohl aber noch lange auf ihre Ver-
wirklichung warten müssen. Das Eidgenössische Justiz-

M

département ist zurzeit derart mit neuen Gesetzgebung-
arbeiten (Strafgesetz, Obligationenrecht) überhäuft, daß

von dieser Stelle aus wohl kaum die Initiative ergriffen
werden wird. Wir halten auch dafür, daß auf dem Wege

der Gesetzgebung die heutigen Zustände im Nachlaßt
fahren kaum gebessert werden können. Hier kann einzig

helfen eine neue Mentalität der Gläubiger.
In Deutschland sollen die Seidenindustrtellen über-

eingekommen sein, keinem Nachlaßvertrag mehr unter

50 "/« zuzustimmen. Dieser Weg, den diese Seidenindu-

strtellen eingeschlagen haben, ist sicherlich der beste. Ma»

sollte Nachlaßverträgen, die eine Dividende von weniger

als 50 »/» vorsehen, grundsätzlich die Zustimmung ver-

weigern. Der Gläubiger rechnet immer in der Weise,

daß er sich sagt, lieber ein paar Franken als gar nichts,

Diese Mentalität hat dann dazugeführt, daß der Nach-

laßschuldner überhaupt kein Augebot mehr als zu nie-

drig fand. Der Nachlaßschuldner sagt sich ganz einfach,

meine Gläubiger haben eine Heidenangst vor meinem

Konkurs. Von dieser Heidenangst muß ich so viel wie

möglich profitieren und deshalb kommen dann Angebote

von 10 und 15 -/» Nachlaßdividende. Wenn die Gläu-

biger anfingen, grundsätzlich Nachlaßverträge unter 50 «/«

zu verwerfen, so wäre das Nachlaßoertragswesen ficher-

lich in ein paar Jahren wesentlich saniert. Die Schuld-

aer würden sich in ganz anderer Weise anstrengen, um

zur Rechtswohltat eines Nachlaßvertrages zu komme»

als heute, da das ganze Verfahren oft einer unwürdige«
Komödie gleicht. Der Vorschlag der deutschen Seide«-

industriellen hat sicherlich viel für sich. Auch die „Schwel-

zerische Handelsbörse" hat den Vorschlag aufgenomme«
und ihn ihren Lesern empfohlen. Wir möchten hier ei«-

mal den Vorschlag machen, keinem Nachlaßvertrag mehr

unter 50 °/o Dividende zuzustimmen.

OîlbanaîMîen.
Schweizerischer Baumeisterverband. Der Zentral-

vorstand (Delegiertenversammlung) des Schweizerische«

Baumetsterverbandes tagte am 6. und 7. Oktober unter

dem Vorsitz seines Präsidenten Dr. Cagianut in Bei-

linzona. Er nahm Kenntnis von einem eingehende«

Bericht über die zahlreichen Lohnbewegungen, welche die

Gewerkschaft dieses Jahr in allen Landesteilen ausgelöst

hat, und beschloß, angesichts der unversöhnlichen Hol-

tung der Gewerkschaft die bestreikten Arbeitgeber deî

Basler Holzgewerbes auch weiterhin mit alle«

Kräften zu unterstützen. Der Verbandsleitung würd-

der Auftrag erteilt, die durch das demnächstige Jukrast-

treten des Bundesgesetzes über die berufliche Ausbildung

notwendig gewordenen Vorarbeiten für die SchafM
eines einheitlichen Reglements über die Lehrlingsaus-
bildung und die Einführung von Meisterprüfung!«
an die Hand zu nehmen. Zum Zwecke der wirksame«

Bekämpfung der immer noch zunehmenden Unfälle u«

Baugewerbe wurde ein weiterer Ausbau der Unfallon-

hütungsstelle des Verbandes erwogen.
An die Verhandlungen schloß sich ein Nachtessen, ««

dem nach den Begrüßungsworten des Vorsitzenden u«

des Präsidenten der Sektion Tesstn des Schweizerisch!
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